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Protokoll: Carolin Rosendahl 

 

 

Verhandlungspunkte und Ergebnis: 

1 Teil A: Feststellungen zum Landeshaushalt Nordrhein-Westfalen aus dem 
Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023 

 Beitrag 1: Vorbemerkungen 5 

In Verbindung mit: 

 Teil A: Feststellungen zum Landeshaushalt Nordrhein-Westfalen aus dem 
Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023 

 Beitrag 2: Haushaltsrechnung 2022 

In Verbindung mit: 

 Teil A: Feststellungen zum Landeshaushalt Nordrhein-Westfalen aus dem 
Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023 

 Beitrag 3: Haushaltslage im Überblick 

In Verbindung mit: 
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 Teil A: Feststellungen zum Landeshaushalt Nordrhein-Westfalen aus dem 

Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023 

 Beitrag 4: Einnahmen: Keine verlässlichen Ausgleichsmöglichkeiten 

In Verbindung mit: 

 Teil A: Feststellungen zum Landeshaushalt Nordrhein-Westfalen aus dem 
Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023 

 Beitrag 5: Ausgaben: Auch nach den Notlagen hohes Ausgabenniveau 
und weitere Steigerungen absehbar 

In Verbindung mit: 

 Teil A: Feststellungen zum Landeshaushalt Nordrhein-Westfalen aus dem 
Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023 

 Beitrag 6: Vermögen: Nachweis im „Erweiterten Rechnungswesen“ ver-
vollständigen 

In Verbindung mit: 

 Teil A: Feststellungen zum Landeshaushalt Nordrhein-Westfalen aus dem 
Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023 

 Beitrag 7: Schulden: Neuer Rekordschuldenstand mit erheblichen Tilgungs-
verpflichtungen 

In Verbindung mit: 

 Teil A: Feststellungen zum Landeshaushalt Nordrhein-Westfalen aus dem 
Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023 

 Beitrag 8: Sondervermögen „Krisenbewältigung“: Mit Restbestand zusätz-
lich tilgen und wirkungsorientiertes Monitoring aufbauen 

In Verbindung mit: 

 Teil A: Feststellungen zum Landeshaushalt Nordrhein-Westfalen aus dem 
Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023 

 Beitrag 9: Fazit 

Vorlage 18/2842 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/3071 
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Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/3161 

– Wortbeiträge 

Der Ausschuss einigt sich unter Zustimmung aller Fraktionen 
darauf, die Abschnitte 1 bis 9 des Jahresberichts Teil A ohne 
förmlichen Beschluss zur Kenntnis zu nehmen. 

2 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus 
dem Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
über das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023 

 Beitrag 16: Ein Kunstraum für alle Sinne – ohne Sinn für das Haushalts-
recht  8 

Vorlage 18/2842 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/3168 

– mündlicher Bericht des Landesrechnungshofs 

– Wortbeiträge 

3 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus 
dem Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
über das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023 

 Beitrag 14: Corona-Billigungsleistungen aus dem Kulturstärkungsfonds – 
keine einheitlichen Vorgaben, Defizite in der Umsetzung 11 

Vorlage 18/2842 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/3169 

– mündlicher Bericht des Landesrechnungshofs 

– Wortbeiträge 
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4 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus 

dem Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
über das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023 

 Beitrag 20: Fluthilfe: Baufachliche Schutzanforderungen kommen beim 
Wiederaufbau zu kurz und Krisenresilient unterentwickelt 16 

Vorlage 18/2842 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/3170 

– mündlicher Bericht des Landesrechnungshofs 

– Wortbeiträge 

5 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus 
dem Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
über das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023 

 Beitrag 27: „Härtefallhilfe NRW“ – Schwein gehabt 21 

Vorlage 18/2842 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/3171 

– mündlicher Bericht des Landesrechnungshofs 

– Wortbeiträge 

6 Verschiedenes 26 

hier: Entfall der Sitzung am 3. Dezember 2024 

* * * 
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1 Teil A: Feststellungen zum Landeshaushalt Nordrhein-Westfalen aus dem 
Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023 

 Beitrag 1: Vorbemerkungen 

In Verbindung mit: 

 Teil A: Feststellungen zum Landeshaushalt Nordrhein-Westfalen aus dem 
Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023 

 Beitrag 2: Haushaltsrechnung 2022 

In Verbindung mit: 

 Teil A: Feststellungen zum Landeshaushalt Nordrhein-Westfalen aus dem 
Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023 

  Beitrag 3: Haushaltslage im Überblick 

In Verbindung mit: 

 Teil A: Feststellungen zum Landeshaushalt Nordrhein-Westfalen aus dem 
Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023 

  Beitrag 4: Einnahmen: Keine verlässlichen Ausgleichsmöglichkeiten 

In Verbindung mit: 

 Teil A: Feststellungen zum Landeshaushalt Nordrhein-Westfalen aus dem 
Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023 

 Beitrag 5: Ausgaben: Auch nach den Notlagen hohes Ausgabenniveau und 
weitere Steigerungen absehbar 

In Verbindung mit: 

 Teil A: Feststellungen zum Landeshaushalt Nordrhein-Westfalen aus dem 
Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023 

 Beitrag 6: Vermögen: Nachweis im „Erweiterten Rechnungswesen“ vervoll-
ständigen 

In Verbindung mit: 

 Teil A: Feststellungen zum Landeshaushalt Nordrhein-Westfalen aus dem 
Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023 

 Beitrag 7: Schulden: Neuer Rekordschuldenstand mit erheblichen Tilgungs-
verpflichtungen 
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In Verbindung mit: 

 Teil A: Feststellungen zum Landeshaushalt Nordrhein-Westfalen aus dem 
Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023 

 Beitrag 8: Sondervermögen „Krisenbewältigung“: Mit Restbestand zusätz-
lich tilgen und wirkungsorientiertes Monitoring aufbauen 

In Verbindung mit: 

 Teil A: Feststellungen zum Landeshaushalt Nordrhein-Westfalen aus dem 
Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023 

 Beitrag 9: Fazit 

Vorlage 18/2842 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/3071 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/3161 

Vorsitzender Rainer Schmeltzer informiert über die Anregung der Fraktionen von 
CDU und Bündnis 90/Die Grünen, die Abschnitte 1 bis 9 des Jahresberichts ohne 
förmlichen Beschluss zur Kenntnis zu nehmen. 

Dass die allgemeinen Feststellungen des Landesrechnungshofs zum Landeshaushalt 
durch den Ausschuss nicht kommentiert würden, sei Tradition, die seine Fraktion auf-
rechterhalten wolle, so Simon Rock (GRÜNE). 

Auf den Seiten 35 und 36 seines Jahresberichts – Vorlage 18/2842 – widme sich der 
Landesrechnungshof den Globalpositionen, unter anderem der Rückübertragung von 
Selbstbewirtschaftungsmitteln, greift Dirk Wedel (FDP) auf. Die Antwort auf die Große 
Anfrage 27 – Drucksache 18/10742 – enthalte eine detaillierte Aufstellung darüber, 
und mit Vorlage 18/3196 – Neudruck – habe die Landesregierung die Bestände zum 
30.09.2024 aktualisiert dargestellt. 

Er frage den Landesrechnungshof, ob er sich mit den Mitteln aus Einzelplan 06, Kapitel 
103 bis 108, jeweils Titel 891 30 in Bezug darauf, ob aus dem Bereich „Universitäten“ 
noch weitere Mittel rückübertragen werden könnten, näher beschäftigt habe. Laut Mi-
nisterium sollten daraus 2025 400 Millionen Euro rückübertragen werden. Diese Mittel 
fänden sich in den genannten Übersichten – Drucksache 18/10742 und Vorlage 
18/3196 – Neudruck – jedoch nicht. 
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Der Landesrechnungshof habe bei seiner Empfehlung die genaue Abgrenzung zum 
Bestand der Selbstbewirtschaftungsmittel nicht in den Blick genommen, antwortet 
LMRʼin Sonja Gärtner (Landesrechnungshof Nordrhein-Westfalen). Grundlage 
der Empfehlung sei vielmehr Beitrag 18 des diesjährigen Jahresberichts, im Rahmen 
dessen sich der Landesrechnungshof im Kern mit der sogenannten freien allgemeinen 
Rücklage und dem sonstigen freien Eigenkapital beschäftigt habe. 

Präsidentin des Landesrechnungshofs Professorin Dr. Brigitte Mandt ergänzt, zu 
den Rücklagen gebe es einen separaten Bericht, mit dem sich im Ausschuss am 
28.01.2025 beschäftigt werden solle. In diesem Rahmen könne die Frage des Abge-
ordneten noch einmal aufgegriffen werden. 

Der Ausschuss einigt sich unter Zustimmung aller Fraktionen 
darauf, die Abschnitte 1 bis 9 des Jahresberichts Teil A ohne 
förmlichen Beschluss zur Kenntnis zu nehmen. 
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2 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus dem 

Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023 

 Beitrag 16: Ein Kunstraum für alle Sinne – ohne Sinn für das Haushaltsrecht 

Vorlage 18/2842 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/3168 

Vizepräsident des Landesrechnungshofs Michael Kisseler berichtet: 

Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Ich will die erstmalige Beratung die-
ses Berichts nutzen, um Sie kurz in den Berichtsgegenstand einzuführen. 

Wir haben eine Maßnahme geprüft, die aus einer längerfristigen, auf zehn Jahre bis 
2030 angelegten Förderung von kulturellen Projekten im Bereich „digitale Künste“ 
gefördert wurde. Hier ist insofern etwas Besonderes gefördert worden, als dass sich 
eine Kommune mit einer Fachhochschule und zwei örtlichen Museen zusammen-
getan hat, um eine völlig neue Darstellungsform von Kunst auszuprobieren. Insofern 
passt „digitale Künste“ sehr gut. 

Es geht darum, dass man versucht, an einem neutralen Ort nicht nur linear, analog, 
gegenständlich Kunst zu präsentieren, sondern mehrdimensional, also nicht nur vir-
tuell/digital, sondern auch für weitere Sinne außer vielleicht den Geruchssinn Kunst 
durch Erschütterungen, Töne gegenständlich zu projizieren, wahrzunehmen und 
darüber in Austausch zu treten. Man hat das da in einem recht übersichtlichen, klei-
neren Raum probiert und zunächst mit zwei Öffnungstagen operiert. Es sollte in der 
weiteren Folge eine, wie es in der Beschreibung heißt, vital-analoge Brücke für den 
Austausch über Kunst hergestellt werden. 

Das Projekt ist von Anfang an zunächst mit dem Förderantrag angekündigt worden, 
dass es nur über ein Jahr laufen soll. Es gab dann drei Projektphasen mit drei Zu-
wendungsbescheiden in einer Gesamtgröße von knapp anderthalb Millionen Euro. 
1,45 Millionen betrug der Gesamtumfang dieser Förderung. 

Mit dem dritten Zuwendungsbescheid für die dritte Projektphase hat das MKW bzw. 
die Bezirksregierung als Bewilligungsbehörde signalisiert, dass das damit ausfinan-
ziert ist und 31.03.2026 sein Ende finden soll. 

Wir haben uns das Förderverfahren angesehen und dabei drei Klassiker festgestellt, 
die man im Zusammenhang mit dem Zuwendungsrecht relativ häufig findet. 

Das ist zum einen die Gesamtfinanzierung. Es war schon im ersten Förderantrag 
erkennbar und auch zum Ausdruck gebracht, dass Folgekosten, Folgelasten ent-
stehen würden. Gleichwohl kommt der Antragsprüfungsvermerk zu dem Ergebnis, 
dass die Gesamtfinanzierung nach derzeitigem Kenntnisstand sicher scheint. Wir 
waren der Meinung, dass eine Gesamtfinanzierung mit einem schlüssigen Finan-
zierungskonzept von Anfang an dargestellt werden sollte und eine Anfinanzierung 
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gerade unzulässig ist. Eine Anfinanzierung von Projekten, bei der für den Förderge-
ber nicht erkennbar ist, wie viel am Ende an Kosten entsteht und wo der Benefit ist, 
steht im Widerspruch zu den Regelungen im Zuwendungsrecht. Gerade wenn man 
wie in dem Fall mit innovativen Projekten arbeitet, gilt umso mehr, dass man vorab 
über das in Rede stehende Fördervolumen Klarheit erzielt. 

Der zweite Komplex, den wir kritisiert haben, ist ebenfalls ein Klassiker. Es geht um 
die Zweckbindungsfristen, also die Festlegungen zu den anzuschaffenden Gegen-
ständen, die für die Projektumsetzung benötigt werden, die schon mit dem ersten 
Zuwendungsbescheid erfolgen sollten. Hier war es so, dass in den ersten Zuwen-
dungsbescheiden keinerlei Zweckbindungsfristen standen und man erst im aller-
letzten Zuwendungsbescheid durchaus längere, nämlich bis zu neun Jahre, wäh-
rende Zweckbindungsfristen ausgeführt hat. Wir haben allerdings schon im Verwen-
dungsnachweis für die erste Phase Sachausgaben über 318.000 Euro gesehen, die 
abgerechnet wurden. Offensichtlich sind also Projektanschaffungen in sächlicher 
Form erfolgt, die dann nur bis zum Ende dieser Projektphase zur Verfügung stehen 
müssen, obwohl zum Beispiel der Gegenstand viel länger hätte genutzt werden kön-
nen und damit auch zweckgebunden hätte sein sollen. 

Der dritte Aspekt ist beim Zuwendungsrecht zunehmend von Bedeutung. Es ist der 
Aspekt „Erfolgskontrolle“. Das MKW ist sicherlich schon gut unterwegs, bei seinen 
Projektumsetzungen im Förderbereich möglichst auf Erfolgskontrolle aus zu sein 
und diese einzufordern. Es ist auch recht früh in den Verfahren – schon im Frühjahr 
2021 – in den Mittelzuweisungserlassen vom MKW an die Bezirksregierung darauf 
hingewiesen worden, eine Erfolgskontrolle durchzuführen. 

Es sind aber – das ist der Casus knacksus – keine Zielvorgaben gemacht worden. 
Man kann schlecht am Ende und auch nicht zu Meilensteinen, die im Übrigen nicht 
gesetzt wurden, eine Erfolgskontrolle durchführen, wenn keine Zielvorgaben vor-
handen sind. Letztlich sind erst in dem letzten Zuwendungsbescheid von Juni 2023 
an einer Stelle wirklich prüfbare, konkrete Ziele benannt worden – im Sinne dessen, 
drei Workshops mit anderen Museen durchzuführen. 

Wir halten Zielvorgaben für unbedingt erforderlich, wenn man ernsthaft in eine Er-
folgskontrolle eintreten möchte. Das Ministerium hat uns in allen drei Punkten zu-
gestanden, dass wir da in der Einschätzung richtig liegen, und hat auch schon erste 
Maßnahmen überlegt bzw. angefangen, diese umzusetzen – etwa Zielvereinbarun-
gen, Erfolgskontrollen zu beschreiben, einen Zielvereinbarungsworkshop durchzu-
führen. Man hat uns auch zugesagt, dass man uns im Frühjahr 2025, also in einem 
halben Jahr, einen Zwischenbericht zum Stand des Verfahrens erteilen wird und wir 
mit dem Verwendungsnachweis auch einen finalen Ergebnisbericht dazu bekom-
men werden. Wir konnten das Prüfungsverfahren auch wegen dieser stimmigen 
Auseinandersetzung mit dem Ressort schon abschließen, bevor der Jahresprü-
fungsbeitrag gefertigt wurde. Insofern besteht kein Bedarf für eine Aktualisierung. – 
Vielen Dank. 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 10 - APr 18/741 

Ausschuss für Haushaltskontrolle 12.11.2024 
21. Sitzung (öffentlich) CR 
 
 
Jörg Blöming (CDU) erkundigt sich, wie künftig bei Fördermaßnahmen klare und 
messbare Ziele definiert und Zweckbindung und Zielkontrolle von Anfang an sicherge-
stellt werden könnten. 

Bei der in Beitrag 16 betrachteten Fördermaßnahme habe der Landesrechnungshof zu 
abstrakte und zu weiche Zielvorgaben kritisiert, was eine anschließende Erfolgskon-
trolle unmöglich mache, erläutert Vizepräsident des Landesrechnungshofs Michael 
Kisseler. 

Als tatsächlich prüfbare Zielvorgaben seien jene zu verstehen, die anhand einer Kenn-
größe, eines Zahlenwerts messbar seien. Gerade im kulturellen Bereich komme als 
Zielvorgabe etwa die Durchführung einer Sonderausstellung in einem Museum mit 
Publikumsinteresse in einer bestimmten Größenordnung infrage. Bei der Beratung 
über den letzten Jahresbericht – Beitrag 21 – sei bereits festgestellt und durch das 
Ministerium eingeräumt worden, dass für Ausstellungen durchaus konkrete Zahlen ge-
liefert werden könnten. 

Gehe es um neue Künste und das Erschließen neuer Publikumsschichten, könne sich 
der Frage gewidmet werden, wie eine Ausstellung für den Weiterbildungsbereich, also 
Schulen und Hochschulen, attraktiv gemacht werden könnte. In einem solchen Fall 
müssten sich am Anfang klare Ziele überlegt werden, damit eine Erfolgskontrolle si-
chergestellt werden könne.  

Dr. Hartmut Beucker (AfD) bedankt sich für den Titel des Beitrags, den er als Beloh-
nung für die für den Ausschuss nötige umfangreiche Lektüre empfinde. 

Vorsitzender Rainer Schmeltzer teilt mit, Beschlussvorschläge zu dem Beitrag wür-
den bis zum Donnerstag vor der kommenden Sitzung erbeten. 
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3 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus dem 

Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023 

 Beitrag 14: Corona-Billigungsleistungen aus dem Kulturstärkungsfonds –
keine einheitlichen Vorgaben, Defizite in der Umsetzung 

Vorlage 18/2842 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/3169 

Vizepräsident des Landesrechnungshofs Michael Kisseler bemerkt einleitend: 

Wir haben Ihnen vor einiger Zeit einen umfangreichen Beratungsbericht zu den Bil-
ligkeitsleistungen in der Coronaphase vorgelegt. Die Idee auch dieser Prüfung war, 
daran anknüpfend speziell für den Bereich des MKW zu schauen, was da passiert 
ist, weil der Bereich „Gastronomie, Kultur, Veranstaltungen“ erfahrungsgemäß 
durch Corona stark geschädigt war. 

Wir haben uns eine flankierende Maßnahme des Landes angeschaut. „Flankie-
rende“ insofern, als dass der Bund mit seinem Hilfspaket NEUSTART KULTUR viel 
Geld – rund eine Milliarde Euro – in die Hand genommen hat. Dieses Geld zielte auf 
den privaten Sektor ab. Das Land hat dies mit seinem Stärkungspaket „Kunst und 
Kultur“ flankiert. Dies war ebenfalls ein durchaus umfängliches Paket mit einem För-
dervolumen von 185 Millionen Euro. 

Wir haben uns nur einen Teil davon angesehen, nämlich den Kulturstärkungsfonds 
für die Kultureinrichtungen mit geplanten 80 Millionen Euro, die in drei Bereiche flie-
ßen sollten. Die Bereiche waren: die vom Land und von Kommunen getragenen 
Einrichtungen, die gemeinnützigen Einrichtungen und die kulturpolitisch bedeutsa-
men Kultureinrichtungen. Das waren die Bereiche, die wir uns angeschaut haben. 

Für die Jahre 2020 und 2021 ist es zu Billigkeitsleistungen in der Größenordnung 
von rund 20,5 Millionen Euro an – wir haben sie vollständig erfasst – 141 Kulturein-
richtungen gekommen. Die haben wir uns angeschaut und bei dieser Prüfung auf 
drei Aspekte schauen wollen, und zwar: Sind die Voraussetzungen für Billigkeits-
leistungen – das ist ja das Gegenstück zu den Zuwendungen; auch das haben wir 
im Beratungsbericht deutlich herausgearbeitet – von § 53 LHO und den dazu er-
gangenen Verwaltungsvorschriften erfüllt? Haben das MKW und die Bezirksregie-
rungen als Bewilligungsbehörden diese Regelungen auch bestimmungsgemäß an-
gewendet? Haben sowohl die Bezirksregierungen als auch die Mittelempfangenden 
ihre Obliegenheiten, also ihre Pflichten bei der Verwaltung und Verwendung der 
Mittel, zutreffend wahrgenommen? 

Wir haben vor allem vier große Felder an Anregungen, an Kritik herausgenommen 
und zusammengefasst. Zum einen hat das MKW für die sieben großen Kulturspar-
ten sieben sogenannte eigenständige Programmlinien herausgegeben, statt ein-
heitliche Vorgaben zu machen. Das wäre nach unserem Dafürhalten effektiver und 
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schneller gewesen, weil der Unterschied zwischen den einzelnen sieben Kulturspar-
ten nicht erkennbar war, wenn es um die Frage ging, wie man die Risiken und Män-
gel aus der Coronaphase durch eine Billigkeitsleistung aufhebt. 

Das Zweite, was uns aufgefallen ist, ist, dass im Antragsvordruck einheitlich ein 
Bezug zum Liquiditätsengpass hergestellt wurde. Der Begriff ist als unbestimmter 
Rechtsbegriff leider auch unbestimmt geblieben. Die Bezirksregierungen haben die 
Antragsvordrucke und die Bezüge zum Liquiditätsengpass durchaus unterschied-
lich behandelt. Einige haben einfach nur gesehen, dass der Antrag unterschrieben 
war – er enthielt zwei Ziffern, die sich dazu verhielten –, dann weg damit; das war 
es dann. Andere sind deutlich tiefer eingestiegen. Wir hätten uns gewünscht, dass 
man den Begriff hinreichend konkretisiert, und haben für die Zukunft angeregt, bei 
unbestimmten Rechtsbegriffen von vornherein eine Definition, eine klare Umschrei-
bung, was damit gemeint ist und was erwartet wird, mit auf den Weg zu geben. 

Im Übrigen – das ist ein ganz wesentlicher Aspekt, den wir auch im Beratungsbe-
richt dargestellt haben – besteht der Unterschied zwischen den Zuwendungen nach 
§ 44 LHO und den Billigkeitsleistungen nach § 53 LHO insbesondere darin, dass 
das eine, die Zuwendungen, zukunftsorientiert ist und deswegen auch ein Verwen-
dungsnachweis zur Verwendung der Mittel erforderlich, sinnvoll und unerlässlich ist. 
Bei einer Billigkeitsleistung, die auf einen eingetretenen Schaden oder eine Beein-
trächtigung, die in der Vergangenheit liegt, abstellt und jetzt durch die Billigkeitsleis-
tung ein Stück weit gut gemacht werden soll, wenn ich das so untechnisch sagen 
darf, macht ein Verwendungsnachweis zu diesen Mitteln keinen Sinn, weil die Bil-
ligkeit die jetzige Leistung erfordert. Der Schaden ist eingetreten. Deswegen war 
nach unserem Dafürhalten ein nachgelagertes Verwendungsnachweisverfahren für 
solche Fälle überhaupt nicht erforderlich. 

Schlussendlich ist bei der Prüfung des Verwendungsnachweises den Bezirksregie-
rungen auch der eine oder andere Fehler unterlaufen, insbesondere weil auf Ein-
nahmen und Ausgaben abgestellt wird. Doppisch Buchende – das waren die meis-
ten der Einrichtungen; sie sind in der Bilanz also nicht kameral, sondern doppisch 
verfahren – arbeiten mit Ertrag und Aufwand und nicht mit Einnahmen und Ausga-
ben. Wenn man dann keine Überleitungsrechnung vorgibt – das war hier der Fall –, 
wie es im genannten Zuwendungsrecht häufig der Fall ist, dann ist es eine Riesen-
arbeit für die Mittelempfangenden – das ist uns in den Prüfungen auch rückgemeldet 
worden –, diese auf Geldfluss abstellenden Zahlen aus ihrem Ertragswerk herzu-
stellen. Zum Beispiel gehören Abschreibungen nicht in diese Einnahmen und Aus-
gaben hinein, weil sie mit dem Geldfluss nichts zu tun haben. Sie fanden sich dort 
aber.  

Investitionsausgaben waren in allen Programmlinien ausdrücklich ausgeschlossen, 
sind aber zum Teil berücksichtigt worden. Instandsetzungsmaßnahmen sind näm-
lich nicht ausdrücklich ausgeschlossen worden. Nach unserem Verständnis ist aber 
selbstredend, dass geplante Instandsetzungsmaßnahmen keinen Coronabezug ha-
ben und außerhalb des eigentlichen Sinns dieser Billigkeitsleistungen liegen. Des-
wegen haben wir gesagt, dass für diese Leistungen solche Positionen keine Be-
rücksichtigung finden sollten. 
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So sind wir zum Stand des Jahresberichts verblieben. In der Aktualisierung haben 
wir Ihnen die weitere Entwicklung beschrieben. Die ergänzende Stellungnahme, die 
wir vom Ministerium bekommen haben, weist auf einen vollständig zurückgeholten 
oder abgewickelten Billigkeitsfall in Höhe von 197.000 Euro hin. Da ist also tatsäch-
lich schon eine Zahlung erfolgt. In einem weiteren Fall läuft die Anhörung. In zwei 
weiteren Fällen wird seitens der Bezirksregierung im Vorfeld der Anhörung noch 
geprüft, wie weit man in dem Verfahren bereit ist, weiter zu verfahren. Das MKW 
hat uns in dem Zusammenhang mitgeteilt, dass es von einem Vertrauensschutz 
ausgeht, was das Abstellen auf Einnahmen und Ausgaben, also kameral, angeht, 
und für sich die Meinung vertreten, dass die Korrektur solcher Entscheidungen dann 
auch nicht mehr möglich ist. 

Bei den Investitions- und Instandhaltungsausgaben ist ähnlich darauf hingewiesen 
worden, dass da ein Vertrauensschutz zu berücksichtigen sei. 

Dann gab es noch – der Fall wurde uns erst später genauer dargestellt – den Son-
derfall eines vollständig ausgeglichenen Kurzarbeitergeldes. Es ist also in Anspruch 
genommenes Kurzarbeitergeld durch eine betriebsinterne Abstimmung mit der Per-
sonalvertretung, mit dem Betriebsrat auf 100% erhöht worden. Wir sind der Mei-
nung, dass dieses innerbetriebliche Erhöhen auf 100% statt der sonst ca. 67%, die 
da vorgesehen sind, nicht dazu führen kann, dass dies hier Berücksichtigung findet. 
Das ist bei diesen gerade genannten Vertrauenstatbeständen auch durchaus eine 
Größenordnung, die wir für nennenswert halten. Wenn man nämlich – das war in 
den Antragsformularen ausdrücklich enthalten; sie haben auf Einnahmen und Aus-
gaben abgestellt – strikt danach vorgegangen wäre, dann wären – wir haben es 
einmal ausgerechnet – Billigkeitsleistungen von rund 1,28 Millionen Euro weniger 
ausgegeben worden. Wenn ich richtig rechne, sind das ungefähr 10%. Etwas weni-
ger als 10% hätte sich da also ergeben können. Deswegen haben wir darum gebe-
ten, zu überprüfen, ob man da mit „da liegt ein Vertrauenstatbestand vor“ so schnell 
aus dem Verfahren herausgehen kann oder ob man da nicht doch stärker einsteigen 
und sich an seinen eigenen Regelungen festhalten lassen müsste. Das sehen wir 
bei den Investitionsausgaben genauso. Bei dieser Schadensminderungspflicht, die 
diesen einen Fall mit Kurzarbeitergeld betrifft, sind wir ebenfalls der Auffassung, 
dass man es, nur weil man sich mit seinem Betriebsrat nur auf 100% verständigen 
kann, nicht auf das Land abwälzen darf. 

Das ist der momentane Stand. Weil wir um weitere Rückmeldungen gebeten haben, 
ist das Prüfungsverfahren noch nicht abgeschlossen. – Vielen Dank. 

Simon Rock (GRÜNE) erkundigt sich beim Ministerium für Kultur und Wissenschaft, 
wie es in dem einen Fall hinsichtlich des Kurzarbeitergeldes seine gegenteilige recht-
liche Einschätzung zur Schadensminderungspflicht begründe. 

Man führe enge Gespräche mit der zuständigen Bezirksregierung über eine erneute 
Prüfung dieser Erhöhung des Kurzarbeitergelds, erklärt RBʼr Dr. Michael Reitemeyer 
(Abteilungsleiter MKW). Es gebe nicht ganz leichte Verhandlungen auch über eine 
entsprechende Rückforderung. 
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Der Vertrauensschutz spiele ein wichtige Rolle, doch seien die vom Landesrechnungs-
hof angemerkten Dinge anzuzeigen. 

Das Ministerium habe detailliert dargelegt, wo es zu Rückforderungen und Rückflüs-
sen in welcher Höhe gekommen sei. Dies treffe auf etwa 20 Fälle – öffentliche wie 
auch andere Kultureinrichtungen – zu. Dieses intensive Controlling habe man schon 
vor der Prüfung durch den Landesrechnungshof betrieben. Gerade beim Kulturstär-
kungsfonds sei damit ein sehr langer Prozess einhergegangen. 

Ihm gehe es um den von Vizepräsident des Landesrechnungshofs Michael Kisseler 
genannten Fall der Erhörung des Kurzarbeitergelds auf 100 %, ruft Simon Rock 
(GRÜNE) in Erinnerung. Die Stellungnahme des Ministeriums verstehe er so, dass es 
eine andere Auffassung als der Landesrechnungshof vertrete und das Land in der 
Pflicht sehe, die vom Betriebsrat getroffene Entscheidung zu tragen. 

Das Ministerium schließe sich bei diesem Fall natürlich der Auffassung des Landes-
rechnungshofs an, so RBʼr Dr. Michael Reitemeyer (Abteilungsleiter MKW). 

Es bleibe relativ abstrakt, worin die Vertrauenstatbestände hätten bestehen sollen, 
greift Dirk Wedel (FDP) auf. Seiner Auffassung nach fielen Investitionsausgaben ein-
deutig nicht unter die Billigkeitsleistungen, sodass er sich erkundige, welche Tatbe-
stände aus Sicht des Ministeriums unter den Vertrauensschutz zu fassen seien. 

Aus der Sachstandsaktualisierung lese er zudem heraus, dass das MKW den Vertrau-
ensschutz noch weiter fasse als der Landesrechnungshof. Ihn interessiere die unter-
schiedliche Akzentuierung, wo also ein Vertrauenstatbestand angenommen werde 
oder eben nicht. 

Er sehe die Antragsvoraussetzungen als hinreichend klar beschrieben an, sodass es 
keine Grundlage für Vertrauensschutztatbestände gebe, legt Vizepräsident des Lan-
desrechnungshofs Michael Kisseler dar. Sei nämlich in den Antragsvoraussetzun-
gen klar geregelt, dass auf der Basis von Einnahmen und Ausgaben abgerechnet 
werde, dürften die Verwendungsnachweise eben keine Abschreibungen enthalten. So-
wohl die Bezirksregierungen als auch das MKW müssten dies im Blick haben. 

Investitionsausgaben seien ausdrücklich generell ausgeschlossen gewesen. Die Mit-
telempfänger müssten sich daran halten. Raum für Vertrauensschutz sehe er nicht 
gegeben. 

Das MKW habe in seiner Stellungnahme erstmalig damit argumentiert und der Lan-
desrechnungshof seine Meinung dazu geäußert. Nun sei das Ministerium um Über-
prüfung gebeten worden, und er gehe davon aus, dass sich das MKW den Fällen wid-
men werde. Das Verfahren sei also noch offen. 

Seitens des Ministeriums gebe es keinen Dissens mit dem Landesrechnungshof, be-
kundet RBʼr Dr. Michael Reitemeyer (Abteilungsleiter MKW). Den Fällen werde 
nachgegangen, und die Tatbestände würden im Einzelnen überprüft. 
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Vorsitzender Rainer Schmeltzer teilt mit, Beschlussvorschläge zu dem Beitrag wür-
den bis zum Donnerstag vor der kommenden Sitzung erbeten. 
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4 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus dem 

Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023 

 Beitrag 20: Fluthilfe: Baufachliche Schutzanforderungen kommen beim Wie-
deraufbau zu kurz und Krisenresilient unterentwickelt 

Vorlage 18/2842 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/3170 

Direktor beim Landesrechnungshof Andreas Zelljahn schildert: 

Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! Ich werde Ihnen ein kurzes 
Intro zu den wesentlichen Blöcken, die wir festgestellt haben, als wir die Förderricht-
linie Fluthilfe und deren Umsetzung geprüft haben, geben. 

Vorab zu den Einzelfällen. Wir waren mit der Umsetzung sehr zufrieden. Das haben 
wir auch in unserem Bericht geschrieben. Die finanzielle Unterstützung als Billig-
keitsleistung für den Wiederaufbau ist sehr schnell an die Betroffenen geflossen. 
Das Ministerium hat sich da sehr gekümmert, um den Betroffenen schnellstmöglich 
zu helfen. Das muss man sagen. An einigen Stellen wurde sich vielleicht zu viel 
kümmert; dazu komme ich gleich. 

Förderlich war in dem Zusammenhang sicherlich das digitale unbürokratische An-
trags- und Bewilligungsverfahren. 

Was wir beanstandet haben, sind im Wesentlichen fünf große Blöcke. Sie wissen 
ja, dass ich eher weniger auf die Einzelfälle blicke, sondern eher in die Zukunft ge-
richtet schaue, was man in Zukunft in diesen Fällen besser machen kann. 

Die Resilienzstrategie zur Vorbereitung künftiger Krisen ist für uns ein ganz wesent-
licher Punkt. Im Land Rheinland-Pfalz, das von der Flut auch sehr betroffen war, 
beschäftigt man sich damit eingehend und hat schon einiges auf den Weg gebracht. 
Uns geht es um die Frage, wie man sich für die Zukunft auf solche Katastrophen 
vorbereitet. Welche organisatorischen und personellen Zuständigkeiten müssen für 
solche Krisen geschaffen werden? Was für Personal oder Reservepersonal muss 
vorgehalten werden? Wir wollen also ein Konzept der Verwaltung, das die organi-
satorischen, personellen und rechtlichen Schwierigkeiten angemessen berücksich-
tigt. Ich muss ausdrücklich dazusagen, dass es uns nicht um eine dauerhafte Be-
reitstellung von zusätzlichem Personal geht. Vielmehr geht es uns um eine Perso-
naleinsatzreserve, um Personalverschiebungen für den Notfall. 

Das Bauministerium will dazu eine Gesamtkonzeption erstellen und einen Evaluie-
rungsprozess durchführen. Problemfelder wurden im Rahmen eines Workshops 
identifiziert. Das Ministerium kann dazu gleich gerne auch selber etwas sagen. 

Für uns offen geblieben ist die Frage nach dem Zeitrahmen. Wann kommt ein sol-
ches Papier? Welche konkrete Personalstrategie gibt es in einem Krisenfall? Wir 
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haben keine ausreichende Antwort erhalten. Ich darf aber aus dem Kölner Stadt-
Anzeiger zitieren. Frau Ministerin Scharrenbach hat demzufolge gesagt:  

„[…] wir sind jetzt dabei, uns selbst besser für die Bewältigung künftiger 
Ausnahmesituationen […] aufzustellen. Es sollte bei solchen Ereignissen 
eine Alarmreserve geben, die klar und fokussiert ist und weiß, was zu tun 
ist. Es geht hierbei um die kurzfristige Aktivierung von geschultem Personal. 
In den Behörden sollten sich Freiwillige melden können, die im Ernstfall so-
fort für den Kriseneinsatz abgestellt werden können.“ 

Wir werten das als Zugeständnis zu unseren Forderungen und gehen davon aus, 
dass das Ministerium dies in seine Resilienzstrategie einarbeiten wird. 

Eine kleine Neuerung. Wir hatten kritisiert, dass es bestimmte Aufgriffsgrenzen bei 
der digitalen Verwendungsnachweisprüfung gibt. Diese waren uns teilweise zu 
hoch, insbesondere der Schwellenwert von 300.000 Euro, ab dem man erst in eine 
intensivere Prüfung einsteigt, war uns zu hoch. Das Ministerium hat das alles ange-
passt. Damit will ich mich nicht lange aufhalten. Es hat es so angepasst, dass der 
Landesrechnungshof damit sehr gut leben kann. Der Schwellenwert von 300.000 
Euro wurde auf 200.000 Euro gesenkt, und es wurden noch andere Schwellenwerte 
eingeführt, zum Beispiel eine Intensivprüfung ab einer Bewilligungssumme von 
100.000 Euro, wenn 70 % auf nur ein ausführendes Unternehmen entfallen, oder 
eine Intensivprüfung, wenn Rechnungen von 10.000 Euro und mehr bar gezahlt 
werden. Unsere Forderungen sind damit erfüllt. 

Ein weiterer Punkt war die Ungleichbehandlung der Antragstellenden. Wie ich eben 
sagte, gab es eine gute und umfassende Betreuung der Flutopfer. Teilweise ist das 
Ministerium da aber vielleicht etwas über das Ziel hinausgeschossen. Wir hatten zu 
der Förderrichtlinie 58 Änderungen, also 58 Erlasse in einem Zeitraum von andert-
halb Jahren. Es hat dann weitere Klarstellungen in den meisten Einzelfällen gegeben. 

Ein kleines Schmankerl. Was steckte hinter den Einzelfällen? Acht Monate nach der 
ersten Förderrichtlinie hat man sich darüber unterhalten, ob auch ungeborene Kin-
der, die bis zu drei Monate nach dem Schadensereignis geboren wurden, bei der 
Hausratspauschale berücksichtigt werden. Das hat man bejaht. Sieben Monate 
nach der ersten Förderrichtlinie hat man sich damit beschäftigt, ob Wohnwagen, 
Mobilheime und Anlagen in Kleingärten förderfähig sind. Dann hat es ganz viele 
Einzelfallentscheidungen gegeben. Es gab ja diese Hausratspauschale. Damit 
sollte eigentlich alles abgedeckt sein. Ersetzt man den Wert einer Barbiepuppen-
sammlung extra? Stellt man den Ersatz von Hochzeitskleidung? Zahlt man das För-
dergeld noch einmal aus, wenn es geklaut wurde? 

Die Bezirksregierung, die sich mit der Ausführung zu beschäftigen hatte, ist durch 
diese vielen Einzelfälle und die 58 Änderungen unseres Erachtens überlastet wor-
den. Wir finden, dass die Zeit allein die Ungleichbehandlung der Antragstellenden 
impliziert. Dadurch, dass sich das immer wieder geändert hat, ist es zu einer Un-
gleichbehandlung gekommen. Es sind Billigkeitsleistungen, die eigentlich nicht ein-
klagbar sind. Somit hat es natürlich keine großen Aufstände dagegen gegeben. Ins-
gesamt war das aber etwas kontraproduktiv. 
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Wir haben angeregt, einen allgemeinen Erlass für künftige Katastrophenfälle zu er-
stellen. Das lehnt das Ministerium ab, und da sind wir im Grunde genommen noch 
im Gespräch. 

Wir haben dann uns mit einer zweiten Resilienzfrage beschäftigt, nämlich damit, 
wie man zukünftig mit diesen Hochwasserereignissen umgeht. Ist es sinnvoll, quasi 
das gleiche Gebäude wieder an derselben Stelle direkt neben dem Fluss aufzu-
bauen oder muss man vielleicht andere, schützende Maßnahmen ergreifen? Das 
sind ganz banale Dinge. Soll beispielsweise die Haustechnik in den Keller oder viel-
leicht doch besser auf das Dach, weil das Dach als Letztes geflutet wird? Das sind 
Fragen, die man unseres Erachtens im Rahmen der Förderrichtlinie mit auf den 
Weg hätte geben müssen, um eine Schadensreduzierung für die Zukunft zu errei-
chen. Da ist erst 15 Monate nach veröffentlichter Förderrichtlinie etwas gekommen. 
Das ist aus unserer Sicht zu spät. 

Eng damit zusammenhängt Folgendes. Wir finden, dass man die Betroffenen im 
Wege einer Eigenvorsorge hätte informieren müssen, dass es einen klimaange-
passten Wiederaufbau und eine Eigenvorsorge gegen wasserbedingte Schäden ge-
ben sollte. Wir hätten uns da eine Beratung seitens des Ministeriums gewünscht. 
Laut Ministerium gibt es dafür Gutachter, Architekten, Baubegleiter, weshalb es sei-
nerseits keine Beratung anbietet. Das war uns zu wenig. Da hätten wir uns mehr 
Aktivität gewünscht. Wir haben auch keine abstrakte Handreichung gefordert, son-
dern meinen schon, dass das für Bau zuständige Ministerium den Beschädigten 
eine gewisse Eigenvorsorge und Ideen mit auf den Weg geben sollte. 

Last but not least. Wir hatten einen externen Dienstleister, der sich mit den Online-
Anträgen beschäftigt hat. Mit dem ist eine Mindestabnahmeverpflichtung in Höhe 
von 80.000 Anträgen vereinbart worden. Diese 80.000 Anträge hat es dann aber 
nicht gegeben. Es gab in dem Vertrag keine Ausstiegsklausel. Das hat letztlich dazu 
geführt, dass das Ministerium eine Ausgleichszahlung in Höhe von 680.000 Euro 
an den Dienstleister zahlen musste, weil die Mindestabnahmemenge nicht erreicht 
wurde. Der LRH fordert in solchen Fällen zukünftig eine Ausstiegsklausel. Das Mi-
nisterium hat das bis jetzt abgelehnt und gesagt, man wäre wahrscheinlich nicht 
zum Zuge gekommen, wenn man diese Ausstiegsklausel mit dem Dienstleister ver-
einbart hätte. Das weiß ich nicht; ich wage, das zu bezweifeln. 

Angesichts des vom Landesrechnungshof kritisierten Fehlens einer Krisenresilienz-
strategie erkundigt sich Dr. Hartmut Beucker (AfD), ob das Ministerium die Erstellung 
einer solchen plane. 

Da etwa das Fördertempo wesentlich von den Vorgaben des Bundes abhänge, werde 
man dessen für 2025 angekündigte Strategie abwarten und sich anschließend der Er-
stellung einer solchen Strategie auf Landesebene widmen, antwortet LMR Thomas 
Lülsdorf (MHKBD). Auch gegenüber dem Landesrechnungshof sei die Erstellung der 
Strategie auf Landesebene bereits zugesagt worden. 

In der Landesregierung habe man sich erste Gedanken zu Soforthilferichtlinien ge-
macht, was sich darin niederschlage, dass durch das Ministerium des Innern Anfang 
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des Jahres bereits Anpassungen erfolgt seien. Nun könne in entsprechenden Fällen 
schnell gehandelt werden. Auch habe das Ministerium des Innern bereits Workshops 
angeboten, damit die Administration in den Bezirksregierung in Krisenfällen schnell 
handlungsfähig sei und schnell Hilfe bereitstellen könne. 

Dr. Gregor Kaiser (GRÜNE) fragt, inwiefern sich das MHKBD mit den anderen Mini-
sterien hinsichtlich der Erstellung der Krisenresilienzstrategie austausche. 

Er bitte außerdem um Auskunft dazu, warum das Ministerium keine Beratung in Bezug 
auf bauliche Eigenvorsorge anbieten wolle. 

Das MHKBD tausche sich mit allen Ministerien, die ebenfalls Hilfen zur Verfügung 
stellten, regelmäßig aus, führt LMR Thomas Lülsdorf (MHKBD) aus. Dazu zähle das 
MWIKE, das die NRW-Soforthilfen evaluiere, in diesem Zug auch die Wiederaufbau-
maßnahmen für Unternehmen betrachte und mit einer ersten Konzeption bereits etwas 
weiter sei. Ebenfalls stehe man mit dem MUNV in Kontakt und versuche, dies mit den 
Bezirksregierungen, also den Bewilligungsbehörden, zu koordinieren. Insbesondere 
mit der Bezirksregierung Köln versuche man, die Verfahren zusammenzubringen, und 
widme sich der Frage, was unter dem Wiederaufbau und was unter den klassischen 
Hochwasserschutz falle. 

Hinsichtlich der Eigenvorsorge habe es zu Beginn zahlreiche Anträge gegeben. Dabei 
habe man festgestellt, dass es von vom Land geförderten Einrichtungen bereits eine 
Vielzahl an Unterlagen und Informationen dazu gebe. So biete das HochwasserKom-
petenzCentrum Informationsveranstaltungen vor Ort in Innenstädten in Hochwasserri-
sikogebieten an. Außerdem gebe es das KAHR-Projekt. Das Ministerium halte die vor-
handenen Angebote für ausreichend. Da außerdem die individuellen Gegebenheiten 
wie Fachwerkgebäude oder verschiedenen Etagenhöhen Berücksichtigung finden 
müssten, sei eine Beratung durch Architekten bzw. Gutachter nötig. Dies werde zu 100 
% gefördert – im Gegensatz zur Restförderung bei reinem Wiederaufbau. 

Angesichts der auf Seite 186 des Jahresberichts – Vorlage 18/2842 – geschilderten 
teils ausgebliebenen Differenzierung zwischen Billigkeitsleistungen und Zuwendun-
gen, was mittlerweile ohnehin häufig vermengt werde, wünscht Dirk Wedel (FDP) zu 
erfahren, ob die Landesregierung an einer Einhaltung der Differenzierung erinnert wer-
den müsse sowie ob eine Vermengung dieser Vorschriften überhaupt zulässig sei. 

Auch angesichts der Tatsache, dass das Land ausschließlich Geld des Bundes aus-
gegeben habe, könne der Eindruck entstehen, dass die Voraussetzungen für die Be-
willigung der insgesamt 12,32 Milliarden Euro relativ großzügig formuliert worden 
seien. Daher erkundige er sich beim Landesrechnungshof, ob dieser den Eindruck an-
gesichts der Anerkennung einer Barbiepuppensammlung als Hausrat und Ähnlichem 
bestätigen könne. 

Auf 195 des Jahresberichts 2024 – Vorlage 18/2842 – berichte der Landesrechnungs-
hof von Widerständen bei der Erstellung der Resilienzstrategie, weshalb er eine ge-
nauere Auskunft zu diesen Widerständen erbitte. 
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Generell heiße der Landesrechnungshof die Vermengung von Zuwendungsrecht und 
Billigkeitsmaßnahmen nicht gut und habe dies auch schon zu Beginn hinsichtlich die-
ser Richtlinie kundgetan, erteilt Direktor beim Landesrechnungshof Andreas Zell-
jahn Auskunft. Bei Billigkeitsleistungen könne anschließend kein Verwendungsnach-
weis gefordert werden. 

Im vorliegenden Bericht habe man sich aber hauptsächlich der Umsetzung gewidmet. 

Präsidentin des Landesrechnungshofs Professorin Dr. Brigitte Mandt weist da-
rauf hin, dass man sich diesem Thema bereits im Beratungsbericht gewidmet habe. 

Diese Vermischung habe bei der Umsetzung etwa im Kulturbereich zu Problemen ge-
führt. Es überfordere sowohl diejenigen, die die Mittel bewilligten, als auch diejenigen, 
die die Anträge stellten. Deswegen habe der Landesrechnungshof früh darum gebe-
ten, die beiden Bereiche klar zu trennen. 

Hinsichtlich der Frage nach der Großzügigkeit lasse sich festhalten, dass in einigen 
Fällen zusätzlich zur Hausratspauschale weiteres Geld ausgezahlt worden sei, so Di-
rektor beim Landesrechnungshof Andreas Zelljahn. Dies gelte unter anderem für 
die Barbiepuppensammlung sowie für den Fall, in dem das Geld geklaut worden sei. 

Die Widerstände, auf die sich der Landesrechnungshof auf Seite 195 beziehe, sehe er 
etwa darin, dass Personal aus anderen Ministerien – gegebenenfalls auf freiwilliger 
Basis – herausgezogen und für den Ernstfall geschult werden müsse. 

Vorsitzender Rainer Schmeltzer teilt mit, Beschlussvorschläge zu dem Beitrag wür-
den bis zum Donnerstag vor der kommenden Sitzung erbeten. 
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5 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus dem 

Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023 

 Beitrag 27: „Härtefallhilfe NRW“ – Schwein gehabt 

Vorlage 18/2842 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/3171 

LMRʼin Dr. Bärbel Altes (Landesrechnungshof Nordrhein-Westfalen) führt aus: 

Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete! Zu diesem Bei-
trag gibt es keinen neuen Sachstand, sodass ich mich darauf beschränken kann, 
Ihnen die wesentlichen Inhalte kurz in Erinnerung zu rufen. 

Zum Hintergrund. Es war auch schon beim letzten Tagesordnungspunkt Thema; 
Corona lässt uns nicht los. Mit Blick auf das MWIKE, also das Wirtschaftsministe-
rium, hatten wir einige Maßnahmen schon geprüft. Die Soforthilfe wurde vorhin 
schon angesprochen. Bei Beitrag 27 geht es um die Härtefallhilfe NRW. Wie Sie 
alle wissen, gab es damals in der Pandemie eine Reihe von Unterstützungsleistun-
gen für die Wirtschaft, unter anderem die sogenannten Überbrückungshilfen, die 
vom Bund finanziert wurden. 

Eine der wesentlichen Voraussetzungen dieser Überbrückungshilfen war, dass die 
Unternehmen einen Umsatzrückgang von mindestens 30 % nachweisen mussten, 
der ausschließlich coronabedingt sein musste. Einige Unternehmen waren hierzu 
nicht in der Lage. Daraufhin haben sich Bund und Länder darauf verständigt, für 
diese besonderen, wenigen Ausnahmefälle ein Härtefallhilfeprogramm aufzulegen. 

Ein Charakteristikum dieser Härtefallhilfe war, dass diese sehr strenge Vorausset-
zung – mindestens 30 % ausschließlich coronabedingter Umsatzrückgang – nicht 
vorgesehen sein sollte, die Existenz aber gleichwohl bedroht war. Bei diesem Pro-
gramm haben sich Bund und Länder die Finanzierung geteilt, und NRW hat sich 
entschieden, daran teilzunehmen, sodass im Ergebnis der Bund knapp 160 Millio-
nen Euro, aber eben auch das Land knapp 160 Millionen Euro Landesmittel bereit-
stellte. Im Frühjahr 2021 hat NRW – es ging ja immerhin um Härtefälle – eine ent-
sprechende Richtlinie erlassen, die sehr strenge Voraussetzungen normiert hat und 
streng subsidiär mit Blick auf die schon bestehenden anderen Hilfsprogramme war. 
Auch im Übrigen waren die einzelnen Voraussetzungen sehr eng gefasst. 

Ein Jahr später, also im Frühjahr 2022, hat NRW im Rahmen seiner Härtefallhilfe 
eine Sonderregelung für Betriebe ergänzt, die auch die Schweinehaltung beinhaltet. 
Zu diesem Sonderfall komme ich gleich. 

Zunächst aber sozusagen zur, wie wir es dann genannt haben, regulären Härtefall-
hilfe. Hinsichtlich der Notwendigkeit dieses Programms bzw. der Entscheidung 
NRWs, daran teilzunehmen, hat sich das MWIKE darauf berufen, dass es aus der 
Wirtschaft Kritik an dieser strengen Voraussetzung der Überbrückungshilfe gegeben 
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habe und man Fallkonstellationen identifiziert habe, die von den bestehenden Pro-
grammen nicht erfasst würden. Außerdem hätten die Länder Druck auf den Bund 
ausgeübt. Eine Wirtschaftlichkeitsuntersuchung oder andere begründende Unterla-
gen waren nicht vorhanden; wir haben jedenfalls keine gesehen. 

Wie gesagt geht es um Landesmittel in Höhe von knapp 160 Millionen Euro. Insge-
samt sind 177 Anträge eingegangen. Davon wurde weniger als ein Drittel bewilligt, 
und es wurde deutlich weniger als 1 % an Landesmitteln abgerufen. Der LRH hat 
vor diesem Hintergrund vor allem bemängelt, dass vorher keine Wirtschaftlichkeits-
untersuchung angestellt wurde und auch die Ausgangslage und der Handlungsbe-
darf nicht analysiert wurden, zugleich aber ohne Not Haushaltsmittel in erheblichem 
Umfang gebunden wurden. Das Ministerium hat sich darauf berufen, dass es sei-
nerzeit nun einmal ein hochdynamisches Umfeld gegeben habe, man den Bund 
nicht habe überzeugen können, die Überbrückungshilfe für diese Härtefälle zu lo-
ckern, und es daher ein Erfolg gewesen sei, dass man eine Kofinanzierung erreicht 
habe. Die Anforderungen nach § 7 LHO, also im Wesentlichen Wirtschaftlichkeit, 
Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeitsuntersuchung, seien erfüllt gewesen. 

Die Äußerungen haben den LRH nicht überzeugt. Wir haben erhebliche Zweifel, ob 
die Voraussetzungen, die § 7 stellt, vom MWIKE erfüllt waren. Allein die Tatsache, 
dass ein Teil der Finanzierung ein anderer, hier der Bund trägt, entbindet unserer 
Auffassung nach nicht davon, selbst zu überlegen, ob es einen Bedarf gibt und ob 
diese Maßnahme wirtschaftlich ist. 

Das Ministerium hat uns zwischenzeitlich noch eine Ministervorlage zukommen las-
sen, aber auch diese erfüllt nicht die Anforderungen, die an eine Wirtschaftlichkeits-
untersuchung und -analyse zu stellen ist. 

Gerade angesichts dessen, dass die Voraussetzungen so restriktiv formuliert wa-
ren – was bei einer Härtefallhilfe ja nachvollziehbar ist –, musste man mit geringen 
Antragszahlen rechnen, sodass es aus unserer Sicht umso mehr geboten gewesen 
wäre, zu überlegen, ob ein solches Programm, das wie gesagt immerhin allein Lan-
desmittel in Höhe von knapp 160 Millionen Euro beinhaltete, notwendig war. 

Daher fordern wir – jetzt kommen wir zu einem zukunftsgerichteten Aspekt –, dass 
das MWIKE diese Untersuchung anstellt, bevor entsprechende Hilfsprogramme 
aufgelegt werden, und am besten auch jetzt, also in einer Zeit ohne ganz aktuellen 
Handlungsbedarf, einen entsprechenden Prozess auflegt und implementiert, um 
besser vorbereitet zu sein, wenn ein solcher Fall eintreten sollte. 

Nun zu der Sonderregelung, die auch zum Titel des Beitrags geführt hat. Ich er-
wähnte bereits, dass die Härtefallhilfe ein Jahr später eine Ergänzung ausschließ-
lich für Betriebe, die jedenfalls auch Schweine halten, erfahren hat. Diese Sonder-
regelung ist insofern bemerkenswert, als dass sie für diese Betriebe fast alle stren-
gen Voraussetzungen auflöst. Vor allem brauchte es, was den Umsatzrückgang an-
belangt, keine ausschließliche Coronabedingtheit mehr, es reichte eine weit über-
wiegende Bedingtheit aus. 

Das MWIKE hat zunächst darauf verwiesen, dass die damalige Bundeslandwirt-
schaftsministerin auf die erheblichen Schwierigkeiten hingewiesen habe, die diese 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 23 - APr 18/741 

Ausschuss für Haushaltskontrolle 12.11.2024 
21. Sitzung (öffentlich) CR 
 
 

schweinehaltenden Betriebe hatten. Da wurden allerdings auch ganz andere Dinge 
als Corona genannt, nämlich zum Beispiel die Schweinepest und der sogenannten 
Schweinestau; ersparen Sie mir die Einzelheiten zum Schweinestau. Der Bund hat 
aber abgelehnt, die Überbrückungshilfe, die ja diese ausschließliche Coronabe-
dingtheit gefordert hat, für diese Betriebe zu öffnen. 

Was hat NRW dann gemacht? Es gab ein Schreiben der Landwirtschaftskammer 
NRW zu Auswirkungen der Coronapandemie. In diesem Schreiben ist die Landwirt-
schaftskammer auch auf andere Faktoren eingegangen, zum Beispiel die erwähnte 
Schweinepest und damit einhergehende Exportverbote und Ähnliches. Das MWIKE 
hat dann eine Vorlage vorbereitet, die mit Blick auf das Einwilligungsverfahren nach 
dem Haushaltsgesetz als Vorlage des Finanzministeriums eingebracht wurde. In 
dieser Vorlage wird darauf verwiesen, dass ausnahmsweise gerade für diese Bran-
che es sachgerecht sei, von mehr oder weniger allen Voraussetzungen abzuwei-
chen. Man rechne mit Mitteln in Höhe von ungefähr 20 Millionen, die abgerufen 
würden. 

Diese Sonderregelung ist wie gesagt im Frühjahr 2022 in Kraft getreten. Dabei 
wurde nicht nur auf eine ausschließliche Coronabedingtheit verzichtet – wobei für 
„weit überwiegend“ 90 % als Regelfall angenommen wurde –, man hat auch darauf 
verzichtet, dass das im Einzelfall nachgewiesen werden muss. Vielmehr hat man 
gesagt: Eine branchenweite Betrachtung reicht im Regelfall aus. – Für die Begrün-
dung hat man sich im Prinzip nur auf das Schreiben der Landwirtschaftskammer 
bezogen. 

Im Ergebnis hat sich das Antragsaufkommen und die Auszahlung so gestaltet, dass 
fast vierzigmal so viele Fälle wie bei der normalen Härtefallhilfe an Anträgen einging 
und über fünfzigmal so viele Haushaltsmittel bewilligt wurden; wir reden von der 
Sonderregelung im Bereich der Härtefallhilfe. 

Der LRH bemängelt, dass erneut keine Bedarfsanalyse vorgenommen worden ist – 
vor allem mit Blick darauf, welche Faktoren jenseits der Coronapandemie ursächlich 
gewesen sein konnten. Außerdem stieß bei uns auf Kritik, dass es keine Einzelfall-
betrachtung war, sondern man sich schlicht auf die branchenweite Betrachtung be-
rufen konnte; das reichte aus. Es war für uns auch nicht nachvollziehbar, warum 
von fast allen anderen sehr strengen Voraussetzungen der regulären Härtefallhilfe 
abgewichen worden ist. Wir sehen eine aus unserer Sicht nicht sachlich begründete 
Besserstellung dieser schweinehaltenden Betriebe – nebenbei: auch gegenüber al-
len anderen landwirtschaftlichen Betrieben; es ging nur um die Schweinehalter. Im 
Prinzip sehen wir darin einen Verstoß gegen den Gleichheitsgrundsatz. 

Noch ein Hinweis. Die abgerufene Summe von knapp 100 Millionen Euro war fast 
fünfmal so hoch wie das, was in der Vorlage prognostiziert worden war. 

Was hat das Ministerium dazu gesagt? Es hat sich auf die damaligen politischen 
Umstände berufen, hat erneut damit argumentiert, dass immerhin die Kostenauftei-
lung ein Vorteil sei gegenüber dem Fall, dass das Land für die Mittel komplett selbst 
hätte aufkommen müssen, und hat erneut die brancheninhärenten Umstände be-
tont, die ausschließlich die schweinehaltenden Betriebe beträfen. 
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Den Landesrechnungshof hat diese Stellungnahme erneut nicht überzeugt. Wir er-
achten den Hinweis auf politische Rahmenbedingungen oder auf eine Kostenauf-
teilung als nicht ausreichend, um von den Vorgaben von § 7 LHO abzuweichen. Es 
wurde wie gesagt keine Analyse der Ausgangslage und des Handlungsbedarfs vor-
genommen. Auch eine ganze Reihe anderer Betriebe hatte Schwierigkeiten, die Vo-
raussetzung der regulären Härtefallhilfe zu erfüllen und ist nicht entsprechend bes-
sergestellt worden. Daher sehen wir hier nach wie vor einen Verstoß gegen den 
Gleichheitsgrundsatz. – Vielen Dank. 

Stefan Zimkeit (SPD) erkundigt sich beim Landesrechnungshof, ob dieser sich auch 
mit der Frage befasst habe, ob es sich um eine falsche Verausgabung der Mittel aus 
dem ausschließlich für Maßnahmen in Bezug auf die Coronapandemie vorgesehenen 
Sondervermögen gehandelt habe, wenn sachfremde Aspekte wie die Schweinepest 
eine Rolle gespielt hätten, woraufhin LMRʼin Dr. Bärbel Altes (Landesrechnungshof 
Nordrhein-Westfalen) erklärt, damit – auch generell mit haushalterischen Aspekten – 
befasse man sich im für das MWIKE zuständigen Prüfungsgebiet nicht. 

Dirk Wedel (FDP) bittet um eine Information dazu, wann mit einem neuen Sachstand 
zu rechnen sei. Der letzte datiere auf den 5. Juni 2024. Eventuell laufe noch eine Rück-
meldungsfrist, vielleicht antworte das Ministerium aber auch gar nicht mehr. 

An das Ministerium gewandt mache er deutlich, dass zwischen einer Ex-Ante- und 
einer Ex-Post-Betrachtung unterschieden werden müsse. Gegebenenfalls liege nun, 
ex post, eine andere Einschätzung hinsichtlich der Erforderlichkeit von Wirtschaftlich-
keitsuntersuchungen vor. 

Wie erwähnt gebe es eine erste Stellungnahme seitens des Ministeriums und eine 
Erwiderung darauf vom Landesrechnungshof, jedoch noch keine zweite Stellung-
nahme des MWIKE, erläutert LMRʼin Dr. Bärbel Altes (Landesrechnungshof Nord-
rhein-Westfalen). Es gebe noch weitere Prüfungsmitteilungen im Zuständigkeitsbe-
reich des Ministeriums, zu denen noch überhaupt keine Stellungnahme vorliege. Da-
her fänden sich diese nicht im Bericht wieder. 

Das Ministerium finalisiere derzeit sowohl die zweite Stellungnahme zu der heute the-
matisierten Prüfung als auch zu den weiteren Prüfungsmitteilungen, erteilt RR Kon-
stantin Dyck (MWIKE) Auskunft. Zu der aktuellen Betrachtungsweise hinsichtlich der 
Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen sei er heute nicht sprechfähig und müsse Informa-
tionen nachliefern. 

Daraufhin bittet Dirk Wedel (FDP) das Ministerium um eine Aktualisierung vor der 
nächsten Ausschusssitzung. 

Vorsitzender Rainer Schmeltzer konkretisiert, diese Aktualisierung sollte mit ausrei-
chend zeitlichem Abstand vor der Sitzung zugehen. 
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Dr. Gregor Kaiser (GRÜNE) schließt an, in diesem Zuge möge das MWIKE möglichst 
auch mitteilen, ob ihm neue Studien oder Berechnungen neben jener der Landwirt-
schaftskammer zu den damaligen Umsatzrückgängen der schweinehaltenden Be-
triebe vorlägen. Ihm gehe es dabei insbesondere um eine Befassung mit der Ursache 
für die Umsatzrückgänge und deren Zusammenhang mit der damals drohenden, aber 
nie in ganz Deutschland ausgebrochenen Afrikanischen Schweinepest. 

Vorsitzender Rainer Schmeltzer teilt mit, Beschlussvorschläge zu dem Beitrag wür-
den bis zum Donnerstag vor der kommenden Sitzung erbeten. 
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6 Verschiedenes 

hier: Entfall der Sitzung am 3. Dezember 2024 

Vorsitzender Rainer Schmeltzer informiert, dass wegen der am 3. Dezember statt-
finden Plenarsitzung die für diesen Tag vorgesehene Ausschusssitzung nicht stattfin-
den werden. Die für diese Sitzung vorgesehenen Tagesordnungspunkte würden auf 
die nächste Sitzung, also jene am 28. Januar 2025, verschoben. Die für die kommen-
den Sitzungen vorgesehenen Tagesordnungspunkte würden möglichst auf die verblie-
benen Sitzungen verteilt. Falls dies nicht gelinge, müsse gegebenenfalls eine zusätz-
liche Sitzung terminier werden. 

gez. Rainer Schmeltzer 
Vorsitzender 

20.01.2025/21.01.2025 
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